
Auf einen Blick

Der Mittelstand mit seinen rd. 3,6 Mio. 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 

wird oftmals als das Rückgrat der deutschen 
Wirtschaft bezeichnet. Über 20 Mio. Men-

schen fi nden hier Beschäftigung2. Lediglich 
10% aller betriebsratsfähigen kleinen und 

mittleren Unternehmen zwischen 5 und 500 
Mitarbeitern verfügen aber über einen 

 Betriebsrat.3 Damit ist der Mittelstand weit-
gehend mitbestimmungsfrei geblieben und 

die Arbeitsbeziehungen spielen in den Mittel-
standspolitiken von Parteien und Verbänden 

eher eine untergeordnete Rolle. Ohne die 
Beteiligung von Betriebsräten und Beschäf-

tigten sind die gewerkschaftlichen und 
sozialdemokratischen Leitbilder von „Wirt-

schaftsdemokratie“ und „Guter Arbeit“ aber 
nicht umzusetzen.

Kleinen und mittleren Unternehmungen wird eine 
mittelstandstypische Abwehrhaltung gegen die Be-
triebsverfassung und die Einrichtung von Betriebs-
ratsgremien nachgesagt. Geläufi gen Vorurteilen zu-
folge gilt dieser Wirtschaftsbereich als mitbestim-
mungsschwache Zone, geprägt durch eine autoritäre 
Führungskultur patriarchischer Firmeninhaber. Eine 
unbefriedigende betriebliche Mitbestimmung sei 
Folge und Sorgenkind dieser undemokratischen Ar-
beitsbeziehungen. Die Wirklichkeit von Arbeitneh-
merbeteiligung entspricht in der mittelständischen 
Wirtschaft allerdings keineswegs durchgängig die-
sem Klischee. Sie ist aber auch (noch) nicht immer 
gleichbedeutend mit der Akzeptanz und Existenz 
eines Betriebsrats. Die Arbeitsbeziehungen zwischen 
Unternehmensleitung und Belegschaft entscheiden 
jedoch darüber, mit welchen Erfolgsaussichten in-
nerbetriebliche Interessenkonfl ikte bewältigt wer-
den und stabile Vertrauensbeziehungen entstehen.

Innovations- und Modernisierungsfaktor 
Betriebsrat

Nicht nur in Großbetrieben und Konzernen, son-
dern auch im Mittelstand erhöhen sich die Anfor de-
rungen an Betriebsräte, deren Aufgaben und Funk-
tionen zunehmen. Längst überwacht ein Betriebsrat 
nicht nur die Einhaltung tarifl icher und gesetzlicher 
Regelungen. Betriebsräte beteiligen sich an der Um-
organisation von Unternehmen, der Personalent-

Arbeitnehmerbeteiligung im Mittelstand 
zwischen Patriarchat und Mitbestimmung

Ralph Greifenstein/Helmut Weber1 

direkt
August 2008

Analysen und Konzepte zur 
Wirtschafts- und Sozialpolitik



wicklung, der Qualifi zierung und sie fördern den 
betrieblichen Gesundheitsschutz. Mit neuen 
Kompetenzen und strategischer Wissensarbeit 
planen sie zudem Technologieentwicklung, Markt-
prozesse und Innovationen mit. Sie werden durch 
die Verbetrieblichung der Tarif politik auch zu de-
zentralen Tarifakteuren im Betrieb. Das arbeits-
politische Ziel „Gute Arbeit“ wäre daher ohne 
eine funktionierende betrieb liche Interessenre-
gulierung nicht zu erreichen. Mit Blick auf diesen 
Funktionszuwachs sind im Mittelstand zukunfts-
fähige Kooperationsformen zwi schen Unter neh-
mensleitung und Belegschaft auszuloten und die 
Frage nach Quantität und Qualität von Arbeit-
nehmerbeteiligung, im Grund  satz gar nach der 
Demokratiefähigkeit kleiner und mittlerer Un-
ternehmen zu stellen.4

Kooperationskulturen in KMU: 
mit, aber zu häufi g ohne Betriebsrat

Forschungen zu den Arbeitsbeziehungen im Mit-
telstand legen eine differenzierte Bewertung der 
unterschiedlichen Formen des Dialogs zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern nahe, denn 
auch die betriebsratslosen Unternehmen kom-
men nicht ohne Interessenausgleich aus. 

Im Zuge des organisatorischen Wandels und des 
Generationswechsels nimmt zwar die Zahl von 
Firmeninhabern bzw. Führungskräften zu, die 
ein eher „mitbestimmungsorientiertes“ Führungs-
verständnis vertreten. Im Mittelstand gibt es sie 
aber zweifellos noch: Patriarchen, die Unterneh-
men mit autoritärem Führungsstil leiten. In rund 
einem Viertel der Unternehmen herrscht daher 
immer  noch  ein  längst  überkommener  „Herr-
im-Haus“ Führungsstil vor.5 Eine kollegiale Füh-
rung ist nur in wenigen Betrieben (unter ein 
Zehntel) vorzufi nden. Ein Drittel der Unterneh-
men zeichnet sich vielmehr durch ein „gespalte-
nes Patriarchat“ aus, das zwischen Tradition, Al-
leinherrschaft und Moderne schwankt, was die 
strategische Interessenvertretungsarbeit des Be-
triebsrats nicht eben berechenbarer macht: Zeit-
weilig ist er Kooperationspartner, dann wieder 
Erzfeind oder er wird in Entscheidungsprozessen 
schlichtweg ignoriert. In immerhin fast 45 Pro-
zent der Unternehmen setzt aber schon ein 
„ aufgeklärtes Patriarchat“ auf den Dialog mit Be-
schäftigten und ein kooperativ-verträgliches Ver-
hältnis  zum  Betriebsrat.  Ein  weiterer  Blick  auf 
die unterschiedlichen Interessenvertretungsfor-
men zeigt: Etwas über die Hälfte der mittelstän-
dischen Unternehmen kennt nach wie vor keine 
Form von Arbeitnehmervertretung (Betriebsrat 
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oder andere Vertretungsformen wie regelmäßige 
Aussprachen, runde Tische etc.). Sofern aller-
dings eine Arbeitnehmervertretung existiert, ver-
steht darunter die Mehrheit (knapp zwei Drittel) 
die Einrichtung eines Betriebsrats. Je größer der 
Betrieb, umso eher wird ein Betriebsrat einge-
richtet (insbesondere in Betrieben ab 200 Be-
schäftigten). Die Inhaber von Kleinbetrieben ge-
hören eher zu den unternehmerischen Akteuren, 
die einen Betriebsrat ablehnen.

In den betriebsratslosen mittelständischen Be-
trieben gibt es unterschiedliche Formen des Inte-
ressenausgleichs. Diese alternativen und gesetz-
lich nicht geregelten Formen der Arbeitnehmer-
beteiligung werden vom Management initiiert, 
insbesondere um die Motivation der Mitarbeiter 
zu steigern. Mitbestimmungsfreie Betriebe ohne 
Betriebsrat sind daher nicht grundsätzlich be-
teiligungsfeindlich, sondern die Qualität der Ar-
beitnehmerbeteiligung spiegelt verschiedene Be-
triebstypen wider.6 Vorzufi nden sind tarifgebun-
dene mittelgroße Betriebe, die auch ohne Be-
triebsrat tarifl iche Spielregeln einhalten, Unter-
nehmen mit hochqualifi zierten Beschäftigten 
und individueller Interessenvertretung im „New 
Economy-Style“, aber auch  antigewerkschaftli che 
Betriebe mit einer ausgeprägten Anti-Betriebsrats-
strategie des Managements und un- und ange-
lernten Beschäftigten, die unter einem repressi-
ven Betriebsklima arbeiten, sowie die Unterneh-
men mit einem Patriarchen, der als „Vaterfi gur“ 
die Arbeits- und Sozialbeziehungen im  Betrieb 
dominiert. Welches Muster des Interessenaus-
gleichs vorherrscht, hängt in starkem Maße da-
von ab, ob es sich um das verarbeitende Gewerbe 
oder den Dienstleistungsbereich, inhaber- oder 
managementgeführte Unternehmen, Mitglieder 
in Arbeitgeberverbänden oder verbandsunge-
bundene Unternehmen, gewerkschaftsfreie Be-
triebe oder Unternehmen mit anerkannten ge-
werkschaft lichen Vertrauensleuten handelt.

Perspektiven betrieblicher 
Mitbestimmung in KMU

Auch nach der Reform des BetrVG von 2001 exis-
tieren immer noch mehrheitlich vertretungslose 
Unternehmen ohne Betriebsräte bzw. ohne recht-
lich abgesicherte Arbeitnehmerbeteiligung im 
Mittelstand. Negative Beispiele gibt es genug, um 
nur auf die schwerwiegenden Interessenvertre-
tungs proble me in fi lialisierten Betriebsstrukturen 
und kleinen Kettenbetrieben (mit insgesamt gro-
ßer Gesamtbelegschaft und zentralem Manage-
ment) hinzuweisen und auf die Schwierigkeit, 
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dort Interessenvertretungsstrukturen zu etablie-
ren. Dennoch stimmen Forschungsergebnisse zu-
versichtlich, die nachweisen, dass die mittelstän-
dischen Arbeitgeber nicht per se gegen Mitbe-
stimmung und Mitwirkung der Arbeitnehmer 
sind und dort, wo ein Betriebsrat existiert, das 
(Vertrauens-)Verhältnis im Trend positiv ausfällt. 
Das Reservoir weiterer Betriebsratsgründungen 
und die Aussichten auf eine geregelte, verbind-
liche Interessenre gu lierung sind in mittelstän-
dischen Unternehmen jedoch immer noch be-
trächtlich.7 Diese Sachlage sollte für die Sozial-
partner Anlass und Herausforderung sein, ver-
stärkt über Strategien und Interessenvertretungs-
konzepte in KMU in den Dialog zu treten.

Welche Interessenvertretungskonzepte sind im 
Mittelstand die „alltagstauglichsten“, um dieses 
brachliegende Potential auszuschöpfen? Die 
Überlebensfähigkeit von KMU hängt von einem 
entscheidenden Wettbewerbskriterium ab, näm-
lich von der Flexibilität und Schnelligkeit, mit 
der wirtschaftliche, technische und organisato-
rische Innovationsentscheidungen (und Investi-
tionsentscheidungen) getroffen werden. Aus-
handlungs- und Entscheidungsstrukturen müs-
sen sich in der betrieblichen Interessenorganisa-
tion durch einen möglichst geringen Formalis-
mus auszeichnen. Vor diesem Hintergrund führt 
die Bewertung der Betriebsratsarbeit durch mit-
telständische Arbeitgeber oftmals zu „Mitbe-
stimmungsmissverständnissen“. Aus ihrer Per-
spektive ziehen sich neu geschaffene Betriebs-
ratsgremien bzw. junge, noch unerfahrene Be-
triebsräte zu sehr auf formalrechtliche Interes-
senvertretungsstrategien zurück. „Falsche Reak-
tionen“ sind so vorprogrammiert: Unternehmer 
bewerten die betriebsverfassungsrechtlichen Re-
gelungen als Wettbewerbshindernis sowie Brem-
se ihrer unternehmerischen Flexibilität und 
schwanken in ihrem Führungsverhalten daher 
zwischen Patriarchat und Mitbestimmung.

Diese Unsicherheit in der Führungskultur beruht 
auf einer Fehleinschätzung der Betriebsratsfunk-
tion. Das zeigen „hausgemachte“ Arbeitsbezie-
hungen in KMU, in denen die Kooperations-
kultur zwischen Unternehmensleitung und Be-
triebsrat „stimmt“. Beispiele sind etwa in der 
EZM Edelstahlzieherei Mark oder der Flachglas 
Wernberg GmbH zu fi nden.8 Diese Unternehmen 
wurden nach einer Ausgliederung aus ihren 
Stammkonzernen zu mittelständischen Unter-
nehmen, in denen die Beteiligung der Arbeitneh-
mer und ihrer Interessenvertretungen die In no-
vationsfähigkeit und die Veränderungsdynamik 

der Unternehmen begünstigt. Materielle Mitar-
beiterbeteiligungsmodelle, Co-Management der 
Interessenvertretung, sogar erweiterte Mitbestim-
mung bei Investitionsprogrammen oder Ratio-
nalisierungsvorhaben, aber auch nicht-formali-
sierte Arbeitnehmerbeteiligung wurden dort zu 
authentischen Erfolgsfaktoren. Solche Erfahrun-
gen mit der Best-Practice von Mitbestimmung, 
der materiellen wie immateriellen Arbeitnehmer-
beteiligung, führen zu einer positiven Bewertung 
der Interessenvertretungsarbeit durch die Unter-
nehmensleitung und erbringen den Nachweis, 
dass die Betriebsverfassung den Arbeitgeber kei-
neswegs einschränkt, sondern vielmehr einen 
auch für sie im Betriebsalltag nützlichen und ge-
regelten Kooperationsrahmen anbietet.

„Gute Arbeit“ im Mittelstand nur mit 
Arbeitnehmerbeteiligung

Beteiligung und Mitverantwortung von Arbeit-
nehmern sind ein Teil des demokratischen Ge-
sellschaftsmodells. KMU sollten diese wirtschafts-
demokratische Verantwortung wahrnehmen. Der 
Spagat zwischen patriarchalischen Führungsmo-
dellen und Mitbestimmung muss ein Ende fi n-
den und Arbeitnehmerbeteiligung mit metho-
discher Demokratiekompetenz aktiver gelebt und 
praktiziert werden. Dazu gehört vor allem die Ko-
operation mit der Belegschaft und dem Betriebs-
rat sowie die Förderung und nicht die Verhinde-
rung von Betriebsratsgründungen. Auch eine 
noch so harmonische Vertrauenskultur zwischen 
Belegschaft und Unternehmensleitung oder al-
ternative Interessenvertretungsformen können 
die Mitbestimmung durch einen Betriebsrat nicht 
ersetzen. Einen Betriebsrat, der mitplant und 
mitgestaltet, am besten noch unterstützt durch 
Arbeitnehmer, die als Miteigentümer am Produk-
tivvermögen beteiligt sind. Dadurch verbessern 
sich die Umsetzungsperspektiven „Guter Arbeit“ 
in KMU. Die Stärkung von Arbeitnehmerbetei-
ligung sollte in den Zielkatalog mittelstandsori-
entierter Politiken aufgenommen und die Mit-
telstandspolitik für die Umsetzung kooperativer 
Arbeitsbeziehungen weiter geöffnet werden.

KMU: mehr gelebte Arbeitnehmer -
beteiligung, aber auf gesetzlich 
abgesicherter Grundlage

Der Mensch im Mittelpunkt – so lautet nicht um-
sonst eine uralte industriesoziologische (An-) 
Forderung. Arbeitnehmerbeteiligung kann dabei 
zu einem zentralen mittelständischen Wettbe-
werbsfaktor werden, innerhalb einer Unterneh-
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menskultur, die Beschäftigte und ihre Interessen-
vertretungen in Entscheidungen einbezieht. Die 
politischen Weichenstellungen lauten daher:

• Kooperative Arbeitsbeziehungen tragen zur 
Vereinfachung und Beschleunigung des Inte-
ressenausgleichs im Betriebsalltag bei. Gelebte 
Arbeitnehmerbeteiligung lässt sich aber nicht 
einfach verordnen. Ihre Grundprinzipien müs-
sen noch stärker als bisher Eingang in die poli-
tische und gewerkschaftliche Bildung sowie in 
die Managementausbildung fi nden. Eine ver-
stärkte Aufklärungsarbeit bei Unternehmerver-
bänden und mittelständischen Führungskräf-
ten sollte zur Aufgabe einer Mittelstandspolitik 
werden, die einen Beitrag zur Innovation der 
Managementkultur in KMU leisten will.

• Handlungsstrategien müssen entwickelt wer-
den, die dazu beitragen, dass die Beschäftigten 
durch Arbeitnehmerbeteiligung als gleichbe-
rechtigte „Wirtschaftsbürger“ in ihrem Betrieb 
anerkannt werden und ihnen „Staatsbürger-
lichkeit“ auch im Betrieb zugestanden wird. 
Im Fokus steht die Verbesserung der demokra-
tischen Qualität eines Wirtschafts- und Le-
bensbereichs, in dem Millionen Arbeitnehmer 
die meiste Zeit ihres Alltags verbringen. Die 
Anerkennung einer institutionalisierten In-
teres senvertretung ist eine Voraussetzung, um 
diesen wirtschaftsdemokratischen Anspruch 
in KMU einzulösen. Mit Arbeitnehmern, die 
im Betrieb Beteiligungsfähigkeiten und Kreati-
vität entwickeln können, sind KMU angesichts 
des Fachkräftemangels und alternder Beleg-
schaften zugleich für den künftigen Wettbe-

werb um Arbeitskräfte besser gerüstet. Nach 
dem Prinzip der „Best-Practice“ könnte als ein 
zusätzlicher politischer Schritt auch ein Güte-
siegel für mitarbeiterorientiertes Unternehmer-
tum und partnerschaftliche Unternehmens-
führung vergeben werden.

• Aus  diesem  Anspruch  ergibt  sich  eine  wei-
tere – nicht nur auf den Mittelstand bezogene 
– Politikanforderung: die Anpassung der Be-
triebsverfassung durch verbesserte Initiativ- 
bzw. Gestaltungsrechte, mit denen Betriebsrat 
und Arbeitnehmer mit einer qualifi zierten 
Mitbestimmung an betrieblichen Innovations-
prozessen mitwirken9. Unter Arbeitnehmer be-
teiligung werden im heterogenen Mittelstand 
auch in Zukunft nicht allerorts geregelte be-
triebsrätliche Arbeitsstrukturen verstanden wer-
den. Es ist folglich ebenso zu prüfen, wie andere 
Formen von Arbeitnehmerbeteiligung und di-
rektem Interessenausgleich am Arbeitsplatz in 
der Betriebsverfassung reguliert werden kön-
nen. Politik und Gewerkschaften soll ten daher 
in einem koordinierten Vorgehen darauf hin-
wirken, die gesetzlichen Voraussetzungen des 
Betriebsverfassungsgesetzes zu verbessern.

Das Betriebsverfassungsgesetz wird allerdings im-
mer nur einen rechtlichen Rahmen vorgeben 
können. Gesetzliche Regelungen für alle denkba-
ren Konstellationen von Arbeitsbeziehungen in 
KMU hingegen sind unrealistisch. Ebenso wich-
tig wie das rechtlich kodifi zierte Mitbestimmungs-
system ist vor allem eine gelebte Arbeitnehmer-
beteiligung in einer kooperativen Unternehmens-
kultur – für mehr Wirtschaftsdemokratie in KMU.
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